
 

 

 
 
 
 
 
Rundschreiben des LBV Nr. 3/05/2016 
 
Städtebauförderung 
 
Praxisregeln des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft für die 
Städtebauförderung  
 
Anlagen: 
Aktualisierte Praxisregeln „Baukultur“ , „Energie / Klimaschutz“ und „Nach-
haltiges Bauen“ 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
ausgehend von den Regelungen in Nr. 1.2 und Nr. 3.1 der StBauFR 2015, sind 
bei der Planung, Vorbereitung und Umsetzung der geförderten städtebaulichen 
Gesamtmaßnahmen und der dort eingebundenen Projekte die Praxisregeln für die 
Städtebauförderung zur Anwendung zu bringen. 
Die Zuwendungs- und Umsetzungsplanbescheide in der Städtebauförderung ent-
halten entsprechende Nebenbestimmungen.   
 
Zu den o.g. drei Praxisregeln hat das MIL Aktualisierungen erarbeitet (vgl. Anla-
gen zu diesem Schreiben). Das LBV wurde beauftragt, diese bekanntzugeben. 
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Die weiteren Praxisregeln „Barrierefreiheit“, „Bürgermitwirkung“ und „Geschlech-
tergerechtigkeit/Antidiskriminierung“ in der mit Rundschreiben des LBV Nr. 
3/05/2012 vom 10.10.2012 bekanntgegebenen bzw. in der den jeweiligen (Ände-
rungs-) Bescheiden zum Umsetzungsplan bislang als Anlage beigefügten Fas-
sung, behalten weiterhin ihre Gültigkeit.  
 
Den ab dem 01.09.2016 zu erlassenden Umsetzungsplanbescheiden  (bzw. Än-
derungsbescheiden) wird das LBV dann die Praxisregeln in der aktualisierten 
Fassung als Anlage beifügen.   
 
Im Rahmen der Vorlage der haushaltsjahrbezogenen Zwischenabrechnung ist 
eine Bestätigung der Anwendung der Praxisregeln erforderlich.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
gez. Pfaff 
Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Anlage 4                
 

 
 
 

Praxisregeln Baukultur des Ministeriums für Infrastruktur und Landespla-

nung (MIL) für die Städtebauförderung 
 

Vorbemerkung: Der Einsatz von Mitteln der Städtebauförderung im Rahmen 

von Gesamtmaßnahmen soll zur Erhaltung und Entwicklung der Qualität und 

Identität von Stadtbereichen beitra- gen. Die Städtebauförderung steht dabei im 

Einklang mit den Zielen der Leipzig Charta zur nach- haltigen europäischen 

Stadt (Fundstelle: http://www.bmub.bund.de/themen/stadt- wohnen/nationale-

stadtentwicklung/leipzig-charta/ ). Im Programm städtebaulicher Denkmal- 

schutz ist darüber hinaus das Positionspapier der Expertengruppe städte-

baulicher Denkmalschutz eine Handlungsgrundlage (Fundstelle: 

http://www.staedtebaulicher-denkmalschutz.de/expertengruppe/positionspapier-
2013 ). 

 
 

1. 
 

Die Gemeinde soll bei der städtebaulichen Planung, beim Einsatz von Siche-

rungsinstrumenten und bei der Vorbereitung und Zulassung von Einzelvorhaben 

im Sinne einer hohen Gestaltungs- und Verfahrensqualität die folgenden Ge-

sichtspunkte berücksichtigen: 
 

1a. die Vielfalt und breite Streuung der Ziele der Gebietsentwicklung, die bei 

den unterschiedlichen Interessengruppen im Gebiet und darüber hinaus 

vorhanden sind und die von der Gemeinde eine integrierte Sichtweise 

und eine gerechte Interessenabwägung bei Zielfindung und Konzepterar-

beitung verlangen, 
 

1b. die Entwicklungsgeschichte des Gebiets und die daraus erhaltenen bau-

lichen und raum- strukturellen Zeugnisse, einschließlich der Bautypolo-

gien, der Begrenzungen historischer Quartiere und ihrer Außenwahrneh-

mung als Teil des Stadtbilds, 
 

1c.  die Angemessenheit der angestrebten bzw. zulässigen Nutzungen im 

Hinblick auf die gewachsenen Funktionen und die Maßstäblichkeit ihrer 

Mischung. Dabei sollte die Nutzung historischer Innenstadtbereiche als 

Standortalternative zu Entwicklungen am Siedlungsrand eine hohe Priori-

tät haben, insbesondere für Wohnen und zentrale Stadtfunktionen wie Ein-

zelhandel und öffentliche Nutzungen. Grundlage für die Entwicklung von 

Handelsbauten sollen der gewachsene Stadtgrundriss und die über-

kommene Parzellenstruktur sein. Auf Aufweitungen und Überbauungen 

des Straßennetzes ist zu verzichten.  

 

Wenn Parzellen in Ausnahmefällen aus Gründen der Rentabilität zusam-

mengelegt werden, müssen die auf ihnen entstehenden Neubauten ma-

ximale Rücksicht auf Maßstab und Typologie der Nachbarbebauung 

nehmen. 

http://www.bmub.bund.de/themen/stadt-wohnen/nationale-stadtentwicklung/leipzig-charta/
http://www.bmub.bund.de/themen/stadt-wohnen/nationale-stadtentwicklung/leipzig-charta/
http://www.bmub.bund.de/themen/stadt-wohnen/nationale-stadtentwicklung/leipzig-charta/
http://www.staedtebaulicher-denkmalschutz.de/expertengruppe/positionspapier-2013
http://www.staedtebaulicher-denkmalschutz.de/expertengruppe/positionspapier-2013
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1d. die städtebauliche Ordnung im Hinblick auf baulich – räumliche Strukturen 

und Gestaltung, einschließlich der Erhaltung und Entwicklung von Frei-

raumstrukturen, 

1e. die Erhaltung und Weiterentwicklung öffentlicher und privater Freiräume 

unter Würdigung ihrer Gestaltungs- und Funktionsmerkmale, auch im 

Hinblick auf die Verwendung von Baustoffen und Bauweisen. 
 

1f. die Erhaltung und Wieder- bzw. Weiternutzung vorhandener Bausub-

stanz, insbesondere der Denkmale in ihrem städtebaulichen Zusammen-

hang. Dabei soll Gebäudeleerstand als Handlungsanlass ein hohes Ge-

wicht haben, auch im Hinblick auf eine Sicherung und Zwischennutzung 

als Vorstufe zu einer dauerhaften Wiedernutzung. 
 

1g.  die Bewahrung baugestalterischer Merkmale der vorhandenen Substanz, 

insbesondere im Zusammenhang mit der energetischen Sanierung, und 

die Berücksichtigung dieser Gestaltmerkmale bei der baulichen Weiter-

entwicklung im Stadtbereich 
 

1h.  die maßstabs- und gestaltgerechte Einfügung von Neubauten in die be-

stehende Gebietsstruktur, wobei Neubauten als Zeugnisse ihrer Bauzeit 

und ihrer Funktion erkennbar sein sollten, 
 

1i.  die Berücksichtigung städtebaulicher und baugestalterischer Anforderun-

gen bei der Modernisierung und Ergänzung der Baustrukturen durch 

technische Elemente, insbesondere der Energieversorgung und der Tele-

kommunikation. 
 

 

2. 
 

Die Gemeinde soll bei der Vorbereitung und Durchführung der Gesamtmaß-

nahme den Fragen nach den angemessenen Planungs- und Vergabeverfahren 

einen hohen Stellenwert beimessen: 
 

2a. Für die Erneuerung und Entwicklung von Stadtbereichen sind städtebauli-

che Planungen zu formulieren, die die geordnete Vorbereitung und Durch-

führung von Einzelvorhaben koordinieren, insbesondere die zeitlichen, 

rechtlichen, sozialen, technischen und finanziellen Gesichtspunkte des Er-

neuerungs- bzw. Entwicklungsprozesses berücksichtigen und damit eine 

Diskussionsgrundlage für die an der Gesamtmaßnahme Beteiligten und 

die von ihr Betroffenen darstellen. 
 

2b.   Gemäß § 78 Absatz 2 Satz 4 der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 

(BGBl. I S. 624) ist bei öffentlichen Planungsaufträgen im Hoch-, Städ-

te- und Brückenbau sowie in der Landschafts- und Freiraumplanung mit 

einem Auftragswert von über 209.000 € regelmäßig zu prüfen, ob ein Pla-

nungswettbewerb gemäß den Richtlinien zur Durchführung von Pla-

nungswettbewerben (RPW 2013) durchgeführt werden soll; die Entschei-

dung ist zu dokumentieren. In der Städtebauförderung soll die Gemeinde 

darüber hinaus für alle wichtigen Vorhaben  
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– auch unterhalb des Schwellenwerts der VgV - Planungswettbewerbe 

ausloben bzw. dem Vorhabenträger die Durchführung solcher Pla-

nungswettbewerbe nahe- bzw. auferlegen. Als wichtige Vorhaben gelten 

Maßnahmen der städtebaulichen Neuordnung und Einzelvorhaben mit 

besonderer städtebaulicher oder baukultureller Bedeutung. Insbesondere 

das zeitgemäße Bauen im historischen Kontext erfordert eine fundierte 

Auseinandersetzung mit der Einzigartigkeit des Ortes. Dies gilt auch bei 

öffentlichen und bei privaten Bauvorhaben, die erhebliche Auswirkungen 

auf das Stadtbild oder auf die Gestaltung und Struktur wichtiger Stadtbe-

reiche (z.B. zentrale Plätze, Eingangsbereiche, historisch geprägte 

Quartiere, Denkmalbereiche, Denkmalumfeld) haben oder die aufgrund 

ihres Umfangs oder ihrer Funktion eine prägende Wirkung für das 

Selbstverständnis und die Außenwahrnehmung der Stadt haben. Für die 

Vorbereitung und Durchführung der Verfahren sind die Hinweise in der 

Arbeitshilfe Planungswettbewerbe des MIL zugrunde zu le- gen. 

(http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.386405.de/bbo_products_list

_product) 
 

2c.  Die Gemeinde hat – auch in den Fällen, in denen auf die Durchführung 

eines Planungswettbewerbs verzichtet werden kann - die haushalts- und 

vergaberechtlichen Bestimmun- gen und das geltende Vergütungsrecht zu 

beachten. Insbesondere gilt dies für den Grundsatz der Vergabe von Pla-

nungsleistungen nach transparenten, diskriminierungsfreien und objektiv 

nachvollziehbaren Gesichtspunkten, auch in den Fällen, in denen eine 

freihändige Vergabe oder beschränkte Ausschreibung durch das Vergabe-

recht zugelassen ist. Hierbei sind die Hinweise im Rundschreiben des 

Ministeriums des Innern und für Kommunales zum     Kommunalen     

Auftragswesen     im     Land     Brandenburg     vom     17.03.2011 ( 

http://www.mik.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.164442.de ) zu 

beachten. 
 

2d.  Die Verpflichtung zur Anwendung der Honorarordnung für Architekten und 

Ingenieure und der darin enthaltenen Vergütungssätze bindet die Ge-

meinden und die Bauherren, insbesondere beim Einsatz öffentlicher 

Fördermittel.  

 

Auch die Architekten und Ingenieure sind durch ihre Berufspflichten an 

die Berücksichtigung der HOAI gebunden und dürfen keine niedrigeren 

Vergütungen akzeptieren. Eine Ausnahme lassen die Vergütungsregeln 

für Planungswettbewerbe nach der RPW 2013 vor. Bei allen anderen Gut-

achter- und Planverfahren ist die HOAI voll zu berücksichtigen, ggf. als 

„Mehrfachbeauftragung“. Es ist unzulässig, Vor- und Sonderleistungen 

außerhalb des Vergütungsrahmens zu verlangen oder bei der Auftrags-

vergabe Vorleistungen zu berücksichtigen, die ohne Berücksichtigung der 

HOAI erbracht worden sind. 

  

http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.386405.de/bbo_products_list_product
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.386405.de/bbo_products_list_product
http://www.mik.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.164442.de
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3. 
 

Die Gemeinde soll bei der Vorbereitung und Durchführung der Gesamtmaß-

nahme den Fragen nach der rechtlichen Sicherung der Erneuerungs- und Ent-

wicklungsziele und -ergebnisse einen hohen Stellenwert beimessen 
 

3a.  Die Gemeinde soll die Handlungsspielräume bei der Erarbeitung städte-

baulicher Entwicklungskonzepte und sonstiger städtebaulicher Planungen 

im Sinne des § 1 Absatz 1 Nr. 11 BauGB nutzen, um die Ziele der Ge-

bietsentwicklung während und nach der Phase der Städtebauförderung 

zu konkretisieren und gegenüber widerstreitenden Interessen wirksam 

durchzusetzen. Die Gemeinde soll prüfen, welche städtebaulichen Ent-

wicklungskonzepte und sonstige städtebauliche Planungen zur langfristi-

gen Sicherung der Funktion und Quali- tät von Stadtgebieten erforderlich 

ist, die Gegenstand einer Gesamtmaßnahme sind. Dies gilt insbesondere 

dann, wenn das Stadtgebiet eine Funktion als zentraler Versorgungsbe-

reich wahrnimmt oder wahrnehmen soll. 
 

3b. Mit den Instrumenten der Bauleitplanung legt die Gemeinde im Sinne des 

§ 1 BauGB den Entwicklungsrahmen für Art und Maß der baulichen und 

sonstigen Nutzungen fest. Dies kann erforderlich sein, um die Ziele der 

Gesamtmaßnahme abzusichern, etwa bei der Festlegung von Raum-

kanten in Bereichen mit einer geplanten baulichen Ergänzung , bei der 

Freihaltung von nicht bebaubaren Flächen, bei der kleinteiligen Rege-

lung von Nutzungsarten und – maßen. Die Gemeinde soll prüfen, ob 

und in wie weit die verbindliche Bauleitplanung zur langfristigen Siche-

rung der Funktion und Qualität von Stadtgebieten erforderlich ist, die Ge-

genstand einer Gesamtmaßnahme sind. Als Handlungsanleitung wird 

verwiesen auf die Arbeitshilfe Bebauungsplanung des MIL 

( http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.350755.de ). 
 

3c.  Eine besondere Bedeutung für die Funktionsstärkung von Stadtbereichen 

hat die Aufstellung von Bebauungsplänen nach § 9 Absatz 2 a BauGB. 

Die Gemeinde kann hiermit in Verbindung mit einem Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept festlegen, in welchen Stadtbereichen zentrenrelevanter 

Einzelhandel zulässig ist bzw. ausgeschlossen wird. Die Gemeinde soll 

prüfen, ob dieses Instrument zur langfristigen Sicherung der Zentren-

funktion von Stadtgebieten erforderlich ist, die Gegenstand einer Gesamt-

maßnahme sind. Als Handlungsanleitung wird verwiesen auf die Arbeits-

hilfe Bebauungsplanung des MIL, Ziffer B 30  

( http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.350755.de). 

  

http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.350755.de
http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.350755.de
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3d.  Die Notwendigkeit zur langfristigen Sicherung, Instandhaltung und Ge-

staltungssteuerung der im Rahmen einer Gesamtmaßnahme der Städte-

bauförderung erhaltenen, erneuerten oder neu geschaffenen städtebauli-

chen Strukturen ist von der Gemeinde bereits bei der Vorbereitung und 

Durchführung der Gesamtmaßnahme zu berücksichtigen. Einen beson- 

deren Stellenwert haben hierbei die öffentlichen Straßen, Plätze und Frei-

flächen. Über den öffentlichen Bereich hinaus geht es hierbei auch um die 

weitere Betreuung privater Bauten und Vorhaben im Sinne der im Rahmen 

der Gesamtmaßnahme geschaffenen baukulturel- len Qualitäten. Es ist zu 

verhindern, dass durch nachfolgende bauliche Entwicklungen die erreich-

ten Erfolge bei der Beseitigung von städtebaulichen Missständen und 

Mängeln in Frage gestellt werden, etwa durch unangemessene Einfügung 

von  Neubauvorhaben, durch Gestaltmängel bei Modernisierungs- und 

Instandsetzungsmaßnahmen oder durch den Verlust erhaltenswerter 

Bausubstanz und die unangemessene Nachnutzung von Baulücken und 

Stadtbrachen. Die Gemeinde kann durch eigenes Handeln, aber auch 

durch Nutzerberatung und Hinweisgebung auf alternative Finanzie-

rungsmöglichkeiten die Rahmenbedingungen für eine stabile Entwicklung 

des betreffenden Stadtgebiets nach Auslaufen der Städtebauförderung 

verbessern. Die Gemeinde soll prüfen und spätestens im Abschlussbe-

richt nach A 15.4 StBauFR darlegen, welche Vorkehrungen und Instru-

mente zur langfristigen Sicherung der städtebaulichen Qualität von Stadt-

gebieten erforderlich ist, die Gegenstand einer Gesamtmaßnahme sind. 

Dabei sollen insbesondere die im Folgenden genannten Steuerungsmög-

lichkeiten geprüft werden. 
 

3e.  Erhaltungssatzungen sind in besonderem Maße geeignet, den Ge-

meinden auch nach Abschluss der Städtebauförderungsmaßnahme und 

der mit dem besonderen Städtebau- recht verbundenen Genehmigungs-

vorbehalte insbesondere auch bei nichtöffentlichen Vor- haben einen Ein-

fluss auf die baulich - räumliche Entwicklung im jeweiligen Stadtgebiet zu 

erhalten.  

Dies gilt in erster Linie im Hinblick auf die Erhaltung der städtebaulichen 

Eigenart des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt (§ 172 Ab-

satz 1 Nr. 1 BauGB). Das Instrument der Erhaltungssatzung trägt somit 

dem Anliegen des Städtebaulichen Denkmalschutzes in spezifischer 

Weise Rechnung. Es bindet Bau- und Kunstdenkmale sowie Boden- und 

Gartendenkmale oder Denkmalbereiche in eine Erhaltungs- und Erneue-

rungsstrategie ein, die über Einzeldenkmale oder isolierte Denkmalen-

sembles hinaus eine städtebauliche Dimension und Ausstrahlung zum Ziel 

hat. 
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3f.  Gestaltungssatzungen als örtliche Bauvorschriften gemäß § 81 Branden-

burgische Bauordnung (BbgBO) sollen erlassen werden, soweit dies zur 

Verwirklichung baugestalterischer und städtebaulicher Absichten oder 

zum Schutz bestimmter Bauten, Straßen, Plätze oder Ortsteile von ge-

schichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung sowie von 

Baudenkmälern und Naturdenkmälern erforderlich ist. Sie eignen sich 

insbesondere zur Steuerung der baulichen Gestaltung, wenn die beste-

hende Baustruktur eines Gebiets einen erkennbaren Standard vorgibt als 

Orientierung für die weitere Entwicklung. Dies kann sich auch auf einzel-

ne Gestaltelemente wie Einfriedungen, Werbeanlagen, Materialverwen-

dung bei Bauteilen usw. beziehen.  

 

Die Gemeinde kann außerdem bestimmen, welche der nach § 55 BbgBO 

genehmigungsfreien Vorhaben spätestens einen Monat vor Durchführung 

des Vorhabens der Gemeinde anzuzeigen sind. Eine Baugestaltungssat-

zung verschafft der Gemeinde somit – ggf. in Kombination mit der Bebau-

ungsplanung - einen konkret handhabbaren Genehmigungsvorbehalt. 
 

3g.  Denkmalbereichssatzungen nach § 4 Brandenburgisches Denkmal-

schutzgesetz (BbgDSchG) können in die gemeindlichen Strategien zur 

Qualitätssicherung eingebunden wer- den. Dies kann insbesondere dann 

praktikabel sein, wenn die Ziele von Stadterneuerung und (städtebauli-

chem) Denkmalschutz in hohem Maße deckungsgleich sind und die 

ständige Mitwirkung der Denkmalbehörden die Gemeinde bei der Gestal-

tungssteuerung erheblich entlasten kann. Die Festlegung von Denkmal-

bereichen kann auch hilfreich sein, um die Möglichkeiten der direkten 

und indirekten Förderung privater Investitionen zu verbessern. Denkmal-

bereiche können von den Gemeinden nur im Benehmen mit der Denk-

malfachbehörde unter Schutz gestellt werden. Nachfolgend unterliegen 

Vorhaben dem denk- malrechtlichen Erlaubnisverfahren nach § 19 

BbgDSchG. Zusätzlich können die Gemein- den Denkmalpflegepläne 

aufstellen, als Planungs- und Handlungskonzept, wie die Erhaltung und 

Nutzung der Denkmale gewährleistet werden soll (§ 6 BbgDSchG). 
 
 

3h.  Neu- und Umbauvorhaben in bestehenden oder ehemaligen Bereichen 

von Gesamtmaß- nahmen unterliegen im Abgleich mit dem erreichten 

Qualitätsniveau der baulichen Gestaltung in der Regel höheren Anforde-

rungen als in anderen Stadtgebieten. Eine frühzeitige Erörterung städte-

baulicher und architektonischer Fragen über den Kreis von Antragsteller 

und Genehmigungsbehörde hinaus hat sich daher vielerorts bewährt.  
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Gestaltungsbeiräte, die regelmäßig oder anlassbezogen tagen und die mit 

unabhängigen fachkundigen Experten besetzt sind, können diese Aufga-

be im Auftrag der Gemeinde oder auch von Bauherren übernehmen. Je 

nach Stadtgröße und Aufgabenumfang sind dabei verschiedene Organi-

sationsmodelle denkbar. Als Handlungsanleitung wird verwiesen auf die 

Empfehlungen der Brandenburgischen Architektenkammer 

(http://www.ak-brandenburg.de/baukultur/gestaltungsbeiraete). 

http://www.ak-brandenburg.de/baukultur/gestaltungsbeiraete
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Anlage 4     

 
 
 

Praxisregeln Energie / Klimaschutz des Ministeriums für Infrastruktur und 

Landesplanung (MIL) für die Städtebauförderung 
 

 
 
 

Bei der Planung und Durchführung von Gesamtmaßnahmen sind die spezifi-

schen Belange von Klimaschutz und Energieeinsparung zu berücksichtigen. 

Dazu müssen geeignete Konzepte auf Gemeinde- und/oder Quartiersebene vor-

liegen. 
 

Die angestrebte weitgehende Klimaneutralität von Gebäuden kann durch eine 

Reduzierung des Energiebedarfs der Gebäude einerseits und durch den ver-

stärkten Einsatz erneuerbarer Energien bei der Erzeugung von Raumwärme an-

dererseits erreicht werden. Hierbei gilt, dass je höher der Anteil der erneuerbarer 

Energien an der Wärmeversorgung ist, umso geringer sind die Anforderungen an 

die Wärmedämmung der Gebäude und umgekehrt. 
 

Um dies zu erreichen, bietet insbesondere die Quartiersebene gute Ansatz-

punkte, denn auf kommunaler Ebene werden i. d. R. die politischen Weichen 

gestellt werden und es steht die Gesamtstadt im Fokus. Ein Herunterbrechen der 

Konzepte auf die Maßnahmenebene ist für Erfolge beim Klimaschutz und der 

Energieeinsparung entscheidend. 
 

Für die Umsetzung bietet sich ebenfalls die kleinere räumliche Ebene der Quar-

tiere an. Diese Ebene ist klein genug, damit die Zahl der Akteure überschaubar 

bleibt, und gemeinsam verbindliche Absprachen getroffen werden können. 

Gleichzeitig aber ist die Ebene groß genug, um z. B. die CO2-Einsparungsziele 

nicht unbedingt auf Gebäudeebene erreichen zu müssen sondern insgesamt 

auf Quartiersebene. So kann beispielsweise Rücksicht genommen werden bei 

der Dämmung auf denkmalgeschützte Gebäude, wenn auf der anderen Seite die 

Wärmeversorgung durch einen höheren Anteil an erneuerbarer Energien erfolgt. 
 

Initiatoren von solchen Konzepten können neben den Kommunen auch Akteu-

re, wie z.B. die Energieversorger oder Wohnungsgesellschaften sein, die oft das 

nötige Know-How und auch die finanziellen Mittel einbringen können. Wichtig ist 

hierbei, dass sich alle relevanten Akteure am Prozess beteiligen. 
 

Für die Förderung von Energie- und Klimaschutzkonzepte existieren verschie-

dene Fördermöglichkeiten auf Bundes- und Landesebene. 
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1. Energiekonzepte auf Quartiersebene können bundesweit über das KfW-

Programm 432 „Energetische Stadtsanierung - Zuschüsse für inte-

grierte Quartierskonzepte und Sanierungsmanager“ gefördert werden. 

Bezuschusst werden i. d. R. 65 % der förderfähigen Kosten, wobei der Ei-

genanteil der Kommunen durch Städtebaufördermittel oder Mittel beteiligter 

Akteure reduziert werden kann. 

 

Die integrierten Energiekonzepte sollten insbesondere die Aspekte Ge-

samtenergiebilanz inkl. Zielaussagen, Maßnahmenkataloge, Umsetzungs-

hemmnisse, Kosten, Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit     der     Maßnah-

men,     Beachtung     vorhandener     Stadtentwicklungs- / wohnungswirt-

schaftlicher Konzepte etc. berücksichtigen. Neben den Konzepten kann 

auch ein Sanierungsmanagement für die Planung der Umsetzung der Maß-

nahmen gefördert wer- den. Für die Dauer von max. 5 Jahren beträgt die 

max. Förderhöhe 250.000 €. Antragsberechtigt sind jeweils die Kommunen 

und deren rechtlich unselbständige Eigenbetriebe. Der Zuschuss kann an 

beteiligte Dritte weitergeleitet werden. 
 
 
 
2. Klimaschutzkonzepte oder Klimaschutzteilkonzepte können über die 

bundesweite Kommunalrichtlinie des BMUB (Richtlinie zur Förderung von 

Klimaschutzprojekten in sozialen, kulturellen und öffentlichen Einrichtungen 

im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative) gefördert werden. Die 

Kommunalrichtlinie des BMUB fördert neben umfassenden Klimaschutz-

konzepten (65 % Regelfördersatz) auch weniger aufwändige Klimaschutz-

teilkonzepte (50 % Regelfördersatz), die sich schwerpunktmäßig z. B. mit 

der „integrierten Wärmenutzung“ beschäftigen Neben der Richtlinie gibt 

das zugehörige Merkblatt „Erstellung von Klimaschutzteilkonzepten“ Hin-

weise zu den Inhalten, zu den Maximalfördergrenzen und zur Antragstel-

lung. Antragsberechtigt sind neben Kommunen auch diverse andere Ein-

richtungen, Unternehmen etc. 
 
 
 
3. Kommunale Energiekonzepte können in Brandenburg auch über die Richt-

linie des Ministeriums für Wirtschaft und Energie zur Förderung des Ein-

satzes erneuerbarer Energien, von Maßnahmen zur Erhöhung der Ener-

gieeffizienz und der Versorgungssicherheit im Rahmen der Umsetzung der 

Energiestrategie des Landes Brandenburg (RENplus 2014 - 2020 )ge- för-

dert werden. Je nach Art des Antragstellers kann eine Anteilsfinanzierung 

in Form eines Zuschusses von bis zu 80 % bis max. 200.000 € gewährt 

werden. Antragsberechtigt sind juristische Personen des öffentlichen 

Rechts (Ausnahme des Bundes und der unmittelbaren Landesverwaltung) 

und des privaten Rechts sowie Einzelpersonen und Personengesell-

schaften. 
 

 
 

Zur Erarbeitung einer Energiestrategie bzw. zur Durchführung eines energeti-

schen Plausibilitätschecks werden darüber hinaus folgende Werkzeuge empfoh-
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len: 
 

 
 
 

a) Handlungsleitfaden Energetische Stadterneuerung des BBSR: 
 

 
 

Dieser Leitfaden wurde im Rahmen des ExWoSt-Forschungsfeldes "Modellvorha-

ben zur energetischen Stadterneuerung“ entwickelt und fasst die Ergebnisse des 

Projekts, Handlungsempfehlungen und Werkzeuge für die Umsetzung von Maß-

nahmen der energetischen Stadterneuerung zusammen. 

Wichtige Akteure (z. B. Kommunen, Versorger, Planer und Politiker) sollen 

damit in die Lage versetzt werden, Zusammenhänge zwischen der Stadtentwick-

lung und Prozessen der energeti- schen Gebäudesanierung, der Qualifizierung 

der kommunalen Energieversorgungsinfrastruktur zur Effizienzsteigerung sowie 

der Integration erneuerbarer Energieträger zu erkennen und in ihren Planungen 

zu berücksichtigen. Dazu gehört auch die Entwicklung von Ideen und Leitbildern 

für die energetische Stadterneuerung und die Ableitung von Energiekonzepten. 
 

 
 
 

b) Strategieansatz Energetische Plausibilität im Stadtumbau 
 

 
 

Der Plausibilitätscheck ist eine Excel-basierte Anwendung und eine Möglichkeit 

der Plausibilitätsüberprüfung gegenwärtiger wie potentieller zukünftiger Energie-

versorgungssysteme. Er ist ein Hilfsmittel für die überschlägige Bilanzierung 

des Nutzenergiebedarfs von Quartieren vor und nach einschlägigen Sanie-

rungsmaßnahmen am Gebäudebestand. Zusätzlich kann anhand des Plausibili-

tätschecks die Energieeffizienz der Versorgungssysteme überprüft werden. Auf-

tretende Wechselwirkungen entweder bei Modifikationen oder aufgrund der Bei-

behaltung des bestehen- den Versorgungssystems werden in der Gesamtbilanz 

mit berücksichtigt. 
 

(Ansprechpartner und Zusendung durch BTU Cottbus, Lehrstuhl Stadttechnik) 
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Anlage 4 
 

 
 
 
 
 

Praxisregeln Nachhaltiges Bauen des Ministeriums für Infrastruktur und Lan-
desplanung (MIL) für die Städtebauförderung 
 
 
 
1. Das Bauwerk muss derart entworfen, errichtet und abgerissen werden, dass 

die natürlichen Ressourcen nachhaltig genutzt werden. Das heißt, für das 
Bauwerk müssen umweltfreundliche Rohstoffe und Sekundärstoffe verwen-
det werden und alle Baustoffe und Teile müssen nach Abriss recycelt wer-
den können (vgl. Basisanforderung 7 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung 
harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten (Baupro-
duktenverordnung)). 

 
2. Die Auswahl der Baustoffe, Materialien und Bauprodukte bestimmt we-

sentlich die ökologische Qualität eines Gebäudes. Ziel ist es, ihre Gesund-
heits- und Umweltverträglichkeit über den gesamten Lebenszyklus zu erhal-
ten. Die Basis dafür bilden frühzeitige konzeptionelle Überlegungen. Hier gibt 
der Leitfaden Nachhaltiges Bauen des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Fundstelle: 
http://www.bmub.bund.de/themen/bauen/bundesbauten/nachhaltiges-
bauen/leitfaden) allgemeingültige Grundsätze und Methoden des nachhaltigen 
Bauens wieder. 

 
3. Verwendete Holzprodukte müssen nachweislich aus legaler und nachhalti-

ger Waldbewirtschaftung stammen. Der Nachweis ist vom Antragsteller 
durch Vorlage eines Zertifikats von FSC, PEFC, eines vergleichbaren Zer-
tifikats oder durch Einzelnachweise zu erbringen. Vergleichbare Zertifikate 
oder Einzelnachweise werden anerkannt, wenn vom Antragsteller nachge-
wiesen wird, dass die für das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des 

FSC oder PEFC erfüllt werden. 

http://www.bmub.bund.de/themen/bauen/bundesbauten/nachhaltiges-bauen/leitfaden
http://www.bmub.bund.de/themen/bauen/bundesbauten/nachhaltiges-bauen/leitfaden
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